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ZEITGE SPRiALCK

Konzert mit Dissonanzen?

Die „Konzertierte Aktion“ kann unkonzertierte Aktionen nicht vermeiden. Waren die 
Entartungen, die an sie geknüpft wurden, zu hoch?

Die Rolle der Konzertierten Aktion
Dr. Dieter Hiß, Bonn

Die Konzertierte Aktion, wie 
sie in der Bundesrepublik 

seit Anfang 1967 praktiziert wird, 
muß im Ratimen der konjunktur­
politischen Globalsteuerung ge­
sehen werden. Durch Global­
steuerung, d. h. durch die Ein­
wirkung auf die Produktions­
und Kaufentscheidungen der 
großen Sektoren (Unternehmen, 
staatliche und private Haushalte 
und Ausland) mit den im Stabi­
litäts- und Wachstumsgesetz ent­
haltenen Instrumenten, strebt die 
Wirtschaftspolitik an, den W irt­
schaftsablauf in der Nachbar­
schaft des gesamtwirtschaft­
lichen Gleichgewichts zu halten. 
Im einzelnen ist dieses Gleich­
gewicht durch eine gleichzeitige 
Verwirklichung von Preisniveau­
stabilität, hoher Beschäftigung, 
außenwirtschaftlichem Gleichge­
wicht bei stetigem und ange­
messenem Wirtschaftswachstum 
gekennzeichnet. Rahmenbedin­

gung Ist dabei die durch Wett­
bewerb geregelte m arktw irt­
schaftliche Ordnung.

Notwendige Abstimmung . . .

Rudolf Henschel hat hierzu 
treffend festgestellt: „Dieses
System der Globalsteuerung ist 
nicht frei von inneren Spannun­
gen. Wie man die Technik der 
Planung und Steuerung auch 
nennt, die erforderlichen Ent­
scheidungen liegen in einer fre i­
heitlich demokratischen Gesell­
schaft nicht nur im Entschei­
dungsbereich der Regierung. Es 
gehört zum Wesen einer markt­
wirtschaftlichen Entwicklungs­
steuerung, daß sie sich des 
Marktes bedient. Marktbedingte 
Änderungen der Preise und der 
Einkommensrelationen sind un­
abdingbare Elemente der Fein­
steuerung, die das Funktionieren 
einer Globalsteuerung überhaupt

erst ermöglichen. Eine von staat­
lichen Eingriffen freie Preis- und 
Einkommensgestaltung ist daher 
eine entscheidende Vorbedin­
gung. Preis- und Einkommens­
entwicklungen aber werden ihrer­
seits durch die bestehenden 
Organisationen mitbestimmt. Die 
Mitbestimmung der wirtschaft­
lichen Entwicklung durch auto­
nome Entscheidungen der Un-* 
ternehmer und der Gewerkschaf­
ten auf dem Gebiet der Prels- 
und Lohnpolitik ist ein Wesens- 
merkmal unseres Ot^dnungs- 
systems. Dies bringt in jede 
staatliche Steuerung der W irt­
schaftsabläufe eine gewisse Un­
bestimmbarkeit, während sich 
andererseits jede Globalsteue­
rung mittelbar auf die autono­
men Einzelentscheidungen aus­
w irkt. Ohne Abstimmung müssen 
die staatlichen Eingriffe härter 
sein und werden die privaten Aus­
einandersetzungen spannungs­

WIRTSCHAFTSDIENST 1970/VI 345



ZEITGESPRACH

reicher werden, die Gesamt- 
und Einzelsteuerung wird er­
schwert

. . .  durch Kommunikation 
und Information

Damit die Ziele der Global­
steuerung in einer Form ver­
w irklicht werden, die hohe An­
sprüche zufriedenstellt, ist zu­
nächst erforderlich, daß sich der 
Staat selbst weitestgehend ziel­
konform verhält und mit seiner 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 
entsprechende konjunkturpcii- 
tische Daten setzt. Freilich muß 
er auch andere Ziele als die 
konjunkturpolitischen Globalziele 
in seiner Politik berücksichtigen. 
Die Aufgabe der Wirtschafts­
politik wird daher erleichtert, die 
Chance für eine hohen An­
sprüchen genügende Zielverw irk­
lichung wächst, wenn sich auch 
die großen autonomen Gruppen 
der Wirtschaftsgesellschaft in 
den ihnen gegebenen Spiel­
räumen preis- und lohnpolitisch 
zielkonform verhalten. Dieses 
Verhalten ist gemeint, wenn von 
Konzertierter Aktion gesprochen 
wird.

Um überhaupt eine Chance zu 
einem solchen Verhalten zu 
haben, müssen die Gruppen 
nicht nur das Ziel kennen, son­
dern auch die Zusammenhänge 
zwischen ihrem eigenen Verhal­
ten bei der Preis- und Lohnbil­
dung und der Zielverwirklichung 
verstehen. Nur dann ist für sie, 
die m it am Steuerpult unseres 
dezentralisiert und m it vielen 
Freiheitsgraden sowohl fü r den 
einzelnen als auch fü r d ie  Grup­
pen organisierten Wirtschafts­
prozesses stehen und neben der 
Regierung wichtige Schalthebel 
in der Hand halten, eine Voraus­
setzung fü r abgestimmtes Ver­
halten erfüllt. Ohne Kommunika­
tion und Information unter den 
„Schaltenden“ kann der Prozeß 
nur unter sehr großen Schwie­
rigkeiten auf ein einheitliches.

definiertes Ziel hingesteuert wer­
den.

Dies ist der Punkt, an dem die 
Gespräche zur Konzertierten 
Aktion ansetzen. Hierbei geht

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Dieter Hiß, 39, Dr. rer. pol., 
war Abteilungsleiter im 
Deutschen Institut für Wirt­
schaftsforschung. Er über­
nahm 1967 die Unterabtei­
lung „Grundsatzfragen der 
W irtschaftspolitik und Kon­
junktu rpo litik “ im Bfi/IWi, 
Bonn.

Otto Vogel, Dr. oec. publ., 
42, studierte in Mainz und 
München Nationalökono­
mie. Er is t Leiter der Wis- 
senschattiichen Abteilung  
und M itg lied  der Ge­
schäftsführung des Deut­
schen Industrieinstitutes, 
Köln.

Rudolf Henschel, 48, ist 
seit 1948 beim Deutschen 
Gewerkschaftsbund tätig. 
Zuerst war er Leiter der 
Abteilung Wirtschaftspoli­
tik  in Berlin. Heute is t er 
als Abteilungssekretär der 
Abteilung W irtschaftspoli­
tik  im Bundesvorstand des 
DGB in Düsseldorf tätig.

') R. H e n s c h e l ;  Konzertierte Aktion 
— Autonomie und Planung. Gowerkschalt- 
liche Monatstiefte 1967, Seite 201 f.

es um die V o r a u s s e t z u n ­
g e n  für ein solches Verhalten. 
Es geht also nicht um das abge­
stimmte Verhalten selbst. Dieses 
kann sich nur auf der Basis der 
Freiw illigkeit ergeben, nachdem 
durch Orientierungsdaten die 
Wege aufgezeigt worden sind.

auf denen eine Gefährdung der 
globalen Ziele vermieden oder 
beseitigt werden kann. Von 
einer Verpflichtung der an der 
Konzertierten Aktion beteiligten 
autonomen Gruppen zu einem 
bestimmten Verhalten ist an kei­
ner Stelle des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes die Rede. 
Verpflichtungen im Rahmen von 
§ 3 des Gesetzes, der das Infor­
mationsverfahren für eine Kon­
zertierte Aktion regelt, beziehen 
sich nur auf die Bundesregie­
rung. Sie hat zum einen die er­
wähnten Orientierungsdaten zur 
Verfügung zu stellen; zum an­
deren hat der Bundesminister 
fü r Wirtschaft diese Orientie­
rungsdaten auf Verlangen zu er­
läutern.

Durch die Gespräche im Rah­
men der Konzertierten Aktion 
wird also weder die Freiheit der 
Unternehmer in der Preispolitik 
noch die Autonomie der Tarif- 
vertragsparteien in der Lohnpoli­
tik  berührt. Es wird aber allen 
Beteiligten die Chance eröffnet, 
sich zielkonform zu verhalten, 
eine Chance, die ohne die 
Einrichtung der Konzertierten 
Aktion gar nicht vorhanden wäre.

Chance zur freiwilligen 
Zusammenarbeit

Konkret bedeutet dies die 
Chance, die Ziele der Global­
steuerung mit Hilfe eines hohen 
Anteils freiw illigen zielkonformen 
Verhaltens bei gleichzeitig ge­
ringerem Anteil hoheitlicher wirt­
schaftspolitischer Maßnahmen 
des Staates zu realisieren, als 
es ohne Kooperation der großen 
Gruppen mit der staatlichen 
W irtschaftspolitik erfolgverspre­
chend wäre. Und man sollte 
nicht übersehen: Es gab und gibt 
genügend konjunkturelle und 
konjunkturpolitische Lagen, in 
denen — bei allen Interessen­
konflikten -  die freiwillige Ko­
operation der autonomen Grup­
pen mit der Regierung dem In­
teressenkalkül der Gruppen 
durchaus standhält.
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Jedoch, einerlei, ob die Be­
teiligten sich im konkreten Fall 
für Kooperation oder Kollision 
entscheiden: Der Sinn und die 
Nützlichkeit des in der Konzer­
tierten Aktion geführten..Dialogs 
hängen davon nicht ab. In jeder 
Situation entsteht erneut die 
Notwendigkeit, zwischen einer 
Strategie des Zusammenspiels 
oder des Gegenspiels zu wäh­
len. Und in jeder Situation muß 
die Regierung von neuem aus­
loten, auf welche Strategie der 
mit ihr für die Wirtschaftspolitik 
Verantwortung Tragenden sie 
sich einstellen muß.

Was von manchen als Schwäche 
der Konzertierten Aktion emp­
funden wird, nämlich die nach 
wie vor bestehende Möglichkeit 
konträrer Strategien, ist in W irk­
lichkeit ihre Stärke. Beweist 
doch allein diese Möglichkeit, 
daß die Autonomien der Grup­
pen (z. B. der Tarifvertragspar­
teien) durch den Versuch der 
Konzertierten Aktion nicht ge­

fährdet, geschweige denn auf­
gehoben sind. Wenn die ver­
schiedenen Autonomien ein ratio­
naler Bestandteil unserer Ge­
sellschaftsordnung sind, die ihre 
Stabilität gerade aus der Ge­
währung weitgehender Freiheits­
rechte bezieht, so ordnet sich 
auch die Kollisionsmöglichkeit 
durchaus rational in ein Konzept 
der politischen Steuerung un­
seres Wirtschaftsprozesses ein, 
der ja  Teil eines gesellschaft­
lichen Prozesses ist. Nur in der 
verkürzten Optik einer techno­
kratischen Lösung, wie sie zum 
Beispiel Professor J. Klaus zur 
Diskussion gestellt hat^), mag 
eine solche Regelung als nicht 
rational erscheinen.

So gesehen und verstanden, 
ste llt auch die Entscheidung der 
Gruppen zugunsten konträrer 
Strategien im Einzelfall den Sinn 
des Informations- und Kommu-

2) Vgl. Politik und Einkommensverteilung. 
Schriften des Vereins für Sociaipolilik, 
N.F. Bd. 51, Berlin 1969, S .9 9 ff.

nlkationsverfahrens, das den 
Namen Konzertierte Aktion er­
halten hat, nicht in Frage. Auch 
in einem gesellschaftlichen und 
politischen System, in dem Ko­
operation und Konflikt gleicher­
weise legitime Formen des Ge­
brauchs von Autonomie gegen­
über dem Staat sind, ist es ver­
nünftig, den Konflikt auf seine 
Echtheit geprüft und auf seinen 
wesentlichen Kern reduziert zu 
haben, bevor man ihn austrägt. 
Freilich ist die Verpflichtung von 
Bund und Ländern nach § 1 
StWG, bei ihren wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen die 
Erfordernisse des gesamtwirt­
schaftlichen Gleichgewichts zu 
beachten, nicht davon abhängig, 
ob sich die autonomen Gruppen 
als M itspieler einfinden. Ohne 
abgestimmtes Verhalten müssen 
aber, wie Henschel festgestellt 
hat, die staatlichen Eingriffe 
härter sein, ist die Gesamt­
steuerung erschwert. Das müßte 
sich auch im Grad der Zielver­
wirklichung widerspiegeln.

Hat die Konzertierte Aktion versagt?
Dr. Otto Vogel, Köln

Die erste Sitzung der Kon­
zertierten Aktion fand am 

14. Februar 1967 statt. Die Re­
zession, die erste in der Nach­
kriegsgeschichte der Bundes­
republik, zeichnete sich deutlich 
ab. Kein Wunder, daß die ge­
samte Öffentlichkeit große Hoff­
nungen in die beginnende Serie 
der Gespräche zwischen Ge­
werkschaften, Unternehmerver­
bänden und Bundesregierung 
setzte. Ein koordiniertes Verhal­
ten von Bundesregierung, Bun­
desbank und autonomen Grup­
pen erschien als der einzig er­
folgversprechende Weg, die Re­
zession abzumildern und einen

neuen Wirtschaftsaufschwung 
einzuleiten. Die lohn- und ein­
kommenspolitische Absicherung 
der antizyklischen Geld- und 
Finanzpolitik verlangte in dieser 
Phase geradezu die Mitwirkung 
der über die Lohn-, Kosten- 
und Gewinnentwicklung der 
W irtschaft mitentscheidenden 
autonomen Gruppen an einer 
umfassenden und konzertierten 
Rezessionsbekämpfung. Es ist 
sicher, daß die Sozialpartner 
Ihren Part erfolgreich gespielt 
haben. Sie haben mitgeholfen, 
die private Verbrauchsnachfrage 
zu stabilisieren, ohne durch 
übermäßige Lohnkostensteige­

rungen die fü r die Belebung der 
privaten Investitionstätigkeit not­
wendige Gewinnerholung zu 
blockieren. Die so gelungene 
lohnpolitische Absicherung hat 
zweifellos den Konjunkturauf­
schwung, der vor allem durch 
steigende Exportüberschüsse 
und öffentliche Ausgabenüber­
schüsse angeregt wurde, abge­
stützt.

Berechtigte Skepsis

Die Konzertierte Aktion hat in 
der Ausnahmesituation des Jah­
res 1967 ihre Feuertaufe zwei­
fe llos bestanden. Die Skepsis 
gegenüber ihrem Erfolg als einer
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Dauerinstitution der Einkom- 
m enspolitik in allen Konjunk­
turlagen blieb jedoch bei fast 
allen Nationalökonomen, die 
sich dazu äußerten, groß. Bom- 
bach hat die auch heute noch 
oder erst recht vorherrschende 
Ansicht sicher zutreffend be­
schrieben, als er die Konzer­
tierte Aktion zwar als einen „ge­
nialen Gedanken des Augen­
blicks“ , nicht aber als „Lösung 
auf Dauer“ bezeichnete. In der 
Tat kann die Ausnahmesitua­
tion der Rezession des Jahres 
1967 nicht als ein ausreichen­
der Test fü r die Leistungsfähig­
keit der Konzertierten Aktion an­
gesehen werden. Sie bewirkte 
nämlich ein Maß an Interessen­
identität, das als außergewöhn­
lich anzusehen ist. Die Furcht 
vor einer konjunkturellen Defla­
tionsspirale, durch die niemand 
etwas gewinnen, aber alle nur ver­
lieren konnten, unterdrückte die 
in Phasen positiver Konjunktur­
entwicklung bestehenden natür­
lichen Interessenkonflikte zwi­
schen den Partnern der Konzer­
tierten Aktion. Es bestand ein 
Konsensus in der substanziellen 
Frage, wenn auch nicht in allen 
Details. Erwähnenswert ist vor 
allem, daß schon die erste Z iel­
projektion der Bundesregierung, 
die die wünschenswerte Ent­
wicklung fü r das Jahr 1967 auf­
zeichnete, K ritik  fand. Sie kam 
von seiten der Arbeitgeber, die, 
wie sich später zeigte, zu Recht 
die Erwartungen des Bundes­
wirtschaftsm inisters als zu opti­
mistisch bezeichneten: was im 
Kommunique zum Befremden 
der Arbeitgeberverbände aller­
dings unerwähnt blieb. Die 
Divergenzen um die Lohn-Orien- 
tierungsdaten, die sich im wei­
teren Verlauf der Konzertierten 
Aktion in den folgenden Kon­
junkturphasen verstärkten und 
zu wechselnden Frontstellungen 
führten, waren sowohl prinzipiell 
als auch was ihre Höhe anbe­
langt von Anfang an da. Sie 
hatten jedoch noch nicht die 
spätere Intensität erreicht und 
in der Rezessions- sowie Früh­

phase des Aufschwungs eine 
konjunkturgerechte Lohnpolitik, 
die in diesen Phasen natürlich 
auch eine starke Stütze in den 
Marktfaktoren (Überangebot am 
Arbeitsmarkt) besaß, noch nicht 
ernstlich in Frage gestellt.

Inzwischen haben insgesamt 
sechzehn Vollsitzungen und 
zahlreiche, dokumentarisch nicht 
festgehaltene Sitzungen der Ne­
ben- und Hiifsgremien der Kon­
zertierten Aktion stattgefunden. 
Mehrere hundert Stunden an 
Arbeit, Geist, Diskussion und 
Engagement sind in die Kon­
zertierte Aktion investiert wor­
den. Vor allem stand die Konzer­
tierte Aktion inzwischen wech­
selnden Konjunkturphasen mit 
wechselnden Konfliktkonstella­
tionen zwischen den Partnern 
gegenüber. Die Frage ste llt sich, 
ob sie auch nach Überwindung 
der Rezession noch sichtbare 
Erfolge aufzuweisen hat, ob sie 
zumindest graduell die Lohnent­
wicklung konjunkturgerechter 
gestaltet hat, als sie sonst ver­
laufen wäre.

Unerfüllte Erwartungen

Die Frage läßt sich sicher 
nicht mit ja beantworten. Die 
Erwartungen haben sich nicht 
erfüllt, wobei die Konzertierte 
Aktion allerdings nicht von der 
Gesamtheit der Wirtschafts-, 
Konjunktur- und Finanzpolitik 
getrennt betrachtet werden darf. 
Keiner der Partner der Konzer­
tierten Aktion kann im Ganzen 
gesehen mit ihr zufrieden sein. 
Die Gewerkschaften beklagen 
den Lohn-Iag der Jahre 1968/69, 
der die Lohneruption vom Herbst 
1969 mitverursacht haben dürfte. 
Die Unternehmerverbände haben 
allen Grund, m it der gegen­
wärtigen Kosteninflation, deren 
Hauptquelle die Lohnkostenin­
flation ist, unzufrieden zu sein. 
Die amtlichen Träger der Kon­
junktu rpo litik  schließlich müssen 
sich eingestehen, daß es einen 
Konjunkturzyklus m it so starken 
Schwankungen der Lohnstück­
kosten und Gewinnraten wie

den gegenwärtigen in der Bun­
desrepublik noch nicht gegeben 
hat. Von einer kostenniveau­
neutralen, zur Glättung des Kon­
junkturverlaufs beitragenden 
Lohnbewegung sind wir gegen­
wärtig weiter denn je entfernt.

Vorsicht vor Überschätzungen

Insofern läge es nahe, den 
Schluß zu ziehen, die Konzer­
tierte Aktion habe, wie es die 
Skeptiker ohnehin erwarteten, 
in der Hochkonjunktur ganz und 
gar versagt. Ein solches Urteil 
würde allerdings das konjunk­
turpolitische Eigengewicht der 
Konzertierten Aktion überschät­
zen. Die Konzertierte Aktion ist 
nur e i n Bestandteil der Global­
steuerung und dazu derjenige 
m it dem geringsten Gestaltungs­
spielraum. Die lohnpolitischen 
Daten sind wesentlich stärker 
von Marktfaktoren abhängig, als 
es die Geld- und Kreditpolitik 
der Notenbank und vor allem 
die Fiskalpolitik der öffentlichen 
Hand sind. Das bedeutet aber 
zugleich, daß sie nur dann und 
in dem Maße erfolgreich in der 
Lohn- und Einkommenspolitik 
zu operieren vermag, als die 
amtliche Konjunktur-, Währungs­
und Finanzpolitik konjunkturge­
rechte „Vorleistungen“ erbrin­
gen kann. Oder um es anders 
auszudrücken: Die Konzertierte 
Aktion als Instrument der Ein­
kommenspolitik und insbeson­
dere als (abhängiger) Teil der 
Globalsteuerung funktioniert nur 
so gut oder so schlecht wie die 
Globalsteuerung insgesamt. Die 
Konzertierte Aktion wäre über­
fordert, sollte sie gesamtwirt­
schaftliche Ungleichgewichte und 
Fehlentwicklungen korrigieren, 
deren Ursachen in Mängeln und 
Unterlassungen der amtlichen 
Konjunktur-, Finanz- und Wäii- 
rungspolitik liegen. Damit soll 
nicht gesagt werden, daß nicht 
auch die Lohnpolitik der Tarif­
partner ein autonomer Störungs­
herd sein kann, der einer funk­
tionierenden monetären und fis­
kalpolitischen Globalsteuerung 
zuwiderläuft.
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Dieser Test konnte jedoch we­
gen einer Konjunkturpolitik, der 
im Zeitraum von 1968 bis In die 
jüngste Gegenwart hinein we­
der eine rechtzeitige außenwirt­
schaftliche Absicherung noch 
eine zureichende fiskalpolitische 
Steuerung der Binnennachfrage 
gelungen ist, bislang nicht zum 
Zuge kommen. Aus dem glei­
chen Grunde läßt sich auch ein 
endgültiges Urteil über die Kon­
zertierte Aktion als Instrument 
der Elnkommenspolltik im Rah­
men der Globalsteuerung noch 
nicht abgeben. Solange die 
Globalsteuerung insgesamt ver­
sagt, kann die Konzertierte 
Aktion als deren Teil eben nicht 
reüssieren.

Geringe Erfolgschancen

Leider sieht es gegenwärtig 
nicht danach aus, als könnte In 
absehbarer Zukunft aus einem 
besseren Funktionieren der Glo- 
balsteuerüng Insgesamt auch 
eine verbesserte Erfolgschance 
für die Konzertierte Aktion re­
sultieren. Die Voraussetzungen 
für eine gleichgewichtsorientier­
te monetäre und fiskalische Po­
litik sind In der jetzt erreichten 
Konjunkturphase nicht günstig. 
Das hängt einmal mit dem ge­
genwärtig besonders hohen 
Grad an konjunkturdiagnosti­
scher Unsicherheit zusammen, 
die progressi\/ zur Dauer der 
konjunkturellen Spätphase an­
steigt. Die konjunkturpolitischen 
Risiken sind daher groß. Die 
Bereitschaft und die Fähigkeit, 
angesichts dieser Konstellation 
zusätzliche konjunkturpolitische 
Maßnahmen zu ergreifen und 
die Konjunkturpolitik überhaupt 
ausgewogener, qualitativer zu 
gestalten, sind nicht sehr hoch 
zu veranschlagen. Die Zukunfts­
chancen der Konzertierten Ak­
tion müssen jedoch auch über 
den laufenden Zyklus hinaus vor 
allem aus zwei Gründen, einem 
instrumentalen und einem poli­
tischen Grund, mit einer gewis­
sen Skepsis betrachtet werden.

Der instrumentale Aspekt hat 
schon In den vergangenen Jah­

ren die Insuffizienz der Global­
steuerung wesentlich m itbewirkt. 
Es ist die objektiv erwiesene 
Unfähigkeit, einigermaßen rea­
listische Zielprojektionen und 
damit auch Orientierungsdaten 
fü r die Konzertierte Aktion zu 
erstellen. Der andere Aspekt be­
tr ifft die sich abzeichnenden 
Verschiebungen in den Z ielprio­
ritäten, insbesondere zwischen 
den Zielen Vollbeschäftigung 
und Geldwertstabilität.

Der entscheidende instrumen­
tale Mangel der Globalsteue­
rung, der sich aber besonders 
nachteilig fü r die Konzertierte 
Aktion und deren einkommens­
politische Möglichkeiten ausge­
w irkt hat, waren die mangelnde 
Qualität der Z ielprojektionen 
und die in Ihnen enthaltenen 
quantitativen Orientierungsda­
ten. Es ist bisher in keinem Jahr 
auch nur annähernd gelungen, 
Z ielprojektionen aufzustellen, 
die der Eigendynamik der w irt­
schaftlichen Entwicklung gerecht 
wurden. Im Jahre 1967 wurde 
die konjunkturelle Eigendynamik 
zu stark. In den Jahren 1968 und 
1969 zu schwach elngeschätzt. 
Die Orientierungsdaten fü r die 
Verhaltensweise der Sozialpart­
ner waren daher der realen Ent­
wicklung nicht angemessen. Im 
Jahre 1967 wurden die lohn- 
und einkommenspolltischen Da­
ten zu hoch. In den beiden fo l­
genden Jahren zu niedrig ange­
legt. Die Autorität der Orientie­
rungsdaten mußte dadurch frü­
her oder später In M itleiden­
schaft gezogen werden und zu 
Ihrer Funktionsuntüchtigkeit füh­
ren, was sich dann im Laufe 
des Jahres 1969 zeigte.

Unzureichende
Orientierungsdaten

Es kann schon heute keinem 
Zweifel mehr unterliegen, daß 
auch das laufende Jahr 1970 
die mangelnde Qualität der Ziel­
projektion vom Januar — die 
soeben in bloßer Anpassung an 
die neue Realität nach oben 
korrigiert wurde — zumindest in

Ihrer Funktion als Orientierungs­
datum aufzeigen wird. A ller­
dings sind dabei in diesem 
Jahr die Unternehmer zunächst 
betroffen. Die Bundesregierung 
hatte die Zuwachsrate der Brut­
toeinkommen je  Beschäftigten 
mit etwa 12%  projiziert und sie 
damit schon der vom DGB 
in seiner Z ielprojektion fü r 1970 
vorgeschlagenen hohen Zu­
wachsrate angepaßt. Trotz d ie­
ser Identität der Lohnorientie­
rungsdaten in der amtlichen 
Zielprojektion und der DGB- 
eigenen Zielprojektion gehen 
gegenwärtig die effektiven Zu­
wächse der Arbeitnehmerein­
kommen noch über diese sehr 
hohen, die Produktivitätsent­
wicklung sehr kräftig überstei­
genden Zuwachsraten hinaus. 
Eine Orientierung der prakti­
schen Lohnpolitik an den Ein­
kommensdaten der Z ielpro jek­
tion findet also gegenwärtig 
nicht statt, es sei denn, sie wer­
den als eine Untergrenze ange­
sehen. Die Chance, m it Hilfe der 
Konzertierten Aktion die Lohn­
kosteninflation wenigstens etwas 
abzuschwächen, Ist von der Bun­
desregierung nicht genutzt wor­
den. Den einkommenspolitischen 
Orientierungsdaten ist, wie von 
Arbeitgeberseite m it Recht be­
klagt wird, bereits im Jahres­
w irtschaftsbericht zu wenig Auf­
merksamkeit gewidmet worden. 
Sie wurden zu wenig erläutert. 
Unter diesen Umständen ist es 
nicht erstaunlich, wenn der Prä­
sident der BDA, Otto A. Fried­
rich, anläßlich der Jahresver­
sammlung des Deutschen Indu­
strie instituts in bezug auf die 

. Konzertierte Aktion feststellte: 
„Ihre Bewährungsprobe liegt 
in der Hochkonjunktur, in der 
durch richtiges Verhalten einem 
zu starken nachfolgenden Ab­
schwung vorgebeugt werden 
kann. Dieser Aufgabe ist die 
Konzertierte Aktion fraglos in 
den letzten Monaten nicht ge­
recht geworden, obwohl die Ge­
fahren der Wirtschaftsentwick­
lung von verschiedenen Seiten 
hinreichend klargestellt wurden.“
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Solange Zielprojektionen und 
Orientierungsdaten in Anlage 
und Inhalt der realen Kon­
junkturentwicklung nicht Rech­
nung tragen, kann die Konzer­
tierte Aktion auch in Zukunft 
keine besseren Ergebnisse zei­
tigen.

Gefährliche
Prioritätsverlagerung

Darüber hinaus aber muß die 
Konzertierte Aktion in ein aus­
gewogenes Zielbündel und eine 
konjunkturgerechte M ittelkom­
bination eingebunden werden, 
wenn sie in Zukunft erfolgreich 
sein soll. An der konjunkturge­
rechten M ittelkombination fehlte 
es, wie schon dargelegt, in der 
Vergangenheit und fehlt es 
nach Meinung vieler auch in der 
Gegenwart. Dies läßt sich in der 
Zukunft sicherlich besser ma­
chen. Was jedoch bedenklich 
wäre und einen Erfolg der Kon­
zertierten Aktion fü r die Zukunft

m it Sicherheit ausschließen wür­
de, wäre eine weitere Prioritäts­
verlagerung zugunsten des Zie­
les Vollbeschäftigung. Eine Rei­
he von Äußerungen führender 
Politiker der jetzigen Bundes­
regierung weist in diese Rich­
tung. Staatssekretär Arndt vom 

Bundeswirtschaftsministerium 
hat kürzlich vor dem Bundestag 
sogar eine formelle Vollbeschäf­
tigungsgarantie der Bundesre­
gierung ausgesprochen. Sollte 
dies als absolute Präferenzie- 
rung der Vollbeschäftigung ge­
meint sein, was dem Stabilitäts­
gesetz widerspräche, oder als 
solche in der Ö ffentlichkeit auf­
gefaßt werden, würde der Kon­
zertierten Aktion die Erfolgs­
chance genommen. Die Gewerk­
schaften würden dann in die 
Lage versetzt, sich in der Lohn­
politik  ihren organisationspoli­
tischen Interessen gemäß zu ver­
halten, ohne mit dem Risiko

eines niedrigeren Beschäfti­
gungsgrades rechnen zu müs­
sen. Die Bundesregierung müß­
te ihre globalsteuernde Politik 
rechtzeitig den lohnpolitischen 
Gegebenheiten und Konsequen­
zen anpassen. Die Gewichtsver­
teilung zwischen den Partnern 
der Konzertierten Aktion wäre 
nicht ausgewogen genug, um 
die Institution der Konzertier­
ten Aktion in eine gleichgewich­
tig an allen Zielen des Stabili­
tätsgesetzes orientierte Global­
steuerung zu integrieren.

Trotz mancher Enttäuschung 
in der Vergangenheit und man­
cher Skepsis auch bezüglich 
ihrer zukünftigen Möglichkeiten 
g ilt jedoch der Satz: Ob die Kon­
zertierte Aktion als Institution 
versagt oder nicht, läßt sich erst 
dann endgültig beantworten, 
wenn sie in einer funktionieren­
den Globalsteuerung ihre echte 
Bewährungschance bekommt.

Krise der Konjunkturdiskussion
Rudolf Henschel, Düsseldorf

Die Konjunkturentwicklung er­
scheint heute im Frühsom­

mer 1970 weit weniger proble­
matisch als die Konjunktur­
diskussion. Das Problem der 
Konjunkturdiskussion beruht vor 
allem darin, daß ein einzelner, 
zweifellos unschöner Tatbestand 
wie der sehr starke Preisanstieg 
aus dem Zusammenhang von 
Ursadie und Wirkung gerissen, 
fü r sich allein diskutiert wird 
und isoliert vom gesamtwirt­
schaftlichen Ablauf korrigiert 
werden soll.

Kein Anlaß zur Besorgnis

Daß im 3. Aufschwungsjahr 
dieses Konjunkturzyklus’ das 
reale Wachstum unseres Sozial­
produkts wiederum größer sein

wird, als es noch vor 6 Monaten 
vorausgeschätzt wurde, mag für 
die Prognostiker, die sich damit 
zum dritten Male geirrt haben, 
ärgerlich sein. Einen Anlaß zu 
konjunktureller Besorgnis kann 
dies zweifellos nicht geben.

Für das reale Wachstum des 
Sozialprodukts erwarteten w ir 
1970 ebenso wie schon 1969 und 
1968 bedeutend optim istischere 
Zuwachsraten, als sie vom Sach­
verständigenrat und den For­
schungsinstituten genannt und 
von der Bundesregierung in ihren 
Wirtschaftsberichten schließlich 
eingesetzt wurden. Zur Jahres­
mitte 1970 müssen w ir aber an­
nehmen, daß auch w ir die Wachs­
tumsmöglichkeiten erneut unter­
schätzt hatten. W ir gehen heute

davon aus, daß die von uns vor 
neun Monaten noch für reali­
stisch gehaltene Zuwachsrate 
von 5 ®/o nochmals um etwa 1 % 
überschritten wird. Die im Über­
gang zu einer längerfristigen 
Normalisierung der wirtschaft­
lichen Entwicklung erwartete Ab­
schwächung dürfte sich aller Vor­
aussicht nach ebenfalls um einige 
Monate verzögern.

Daß der Preisanstieg in der 
Bundesrepublik, nachdem er 
3 Jahre lang hinter der interna­
tional üblichen Zuwachsrate zu­
rückgeblieben war, nach einer 
Aufwertung der DM, die die ein­
getretene Geldentwertung nur 
unvollkommen korrigierte, sich 
jetzt im Gleichschritt mit der in­
ternationalen Entwicklung befin­
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det, ist zu bedauern. Dieser 
Preisanpassungsprozeß war aber 
bereits Ende vorigen Jalires vor- 
auszusefien.

Die bisher eri<ennbar gewor­
dene Preisentwicklung entspricht 
mit einer Ausnahme unseren Er­
wartungen. Wir hatten allerdings 
in der Zielprojektion des DGB, 
die noch vor der Aufwertung der 
D-Mark abgeschlossen wurde, 
unterstellt, daß die Aufwertung 
in Verbindung mit einer zusätz­
lichen Verbesserung des Preis­
wettbewerbs, unterstijtzt durch 
preisstabilisierende Maßnahmen 
bei den administrativ beeinfluß­
ten Agrar-, Verkehr- und Ener­
giepreisen, in Verbindung mit 
einer steuerlichen Beschränkung 
der Selbstfinanzierung den Preis­
anstieg im Bereich der privaten 
Lebenshaltung auf 2 -2 ,5 %  be­
grenzen könnte. Wir hatten da­
bei vorausgesetzt, daß eine der­
artige Preisstabilisierungspolitik 
-  durch eine Senkung der inner­
deutschen Zinssätze unterstützt -  
mit einer Senkung der Kapital­
kosten auch den Preisanstieg im 
Wohnungsbau eindämmen und 
die Preisentwicklung im Investi­
tionssektor normalisieren würde. 
Wir waren jedoch überzeugt, daß 
sich ohne diese Maßnahmen die 
Lebenshaltung um nahezu 3,5 %  
verteuern würde. Nicht voraus- 
gesehen hatten wir, daß die Auf­
wertung der D-Mark an der Ent­
wicklung der Nahrungsmittel­
preise fast spurlos vorübergeht. 
Wir sind heute um die Erfahrung 
reicher, daß die errechnete Preis­
senkung im Agrarsektor mit 
Hilfe der europäischen Markt­
ordnungsmechanik praktisch ver­
hindert werden konnte. Von die­
ser Ausnahme abgesehen, kann 
die in diesem Jahr erwartete 
Preisniveauerhöhung um 4 %  
nicht überraschen.

Wir können in dieser Preisent­
wicklung auch nicht den Beginn 
einer neuen Inflationsphase er­
kennen. Die derzeitige Preisent­
wicklung erscheint uns vielmehr 
als Ausdruck der schon 1968 und 
vor allem 1969 entstandenen und

zu diesem Zeitpunkt nicht korri­
gierten konjunkturellen Spannun­
gen.

Verzerrung
der Nachfrageproportionen

Im letzten Konjunkturauf­
schwung hat sich die für alle 
Boomphasen typische Einkom­
mensverzerrung noch stärker 
ausgebildet, als dies in den 
vorausgegangenen Konjunktur­
zyklen der Fall war. Unerwartet 
hohe Produktivitätsfortschritte 
hatten in Verbindung mit dem 
raschen Anstieg der Kapazitäts­
auslastung zu Kostenentlastun­
gen geführt, die nicht zu Preis­
senkungen, sondern unterstützt 
durch einseitige Steuerentlastun­
gen zu einer überproportionalen 
Erhöhung der verfügbaren Ein­
kommen aus Unternehmertätig­
keit und Vermögen genutzt wur­
den. Damit haben sich die Nach­
frageproportionen unserer W irt­
schaft in einer Weise verzerrt, 
daß sie den gegebenen Ange­
botsstrukturen nicht mehr ent­
sprechen konnten.

Derartige Diskrepanzen müs­
sen nach unserer Überzeugung, 
und sie wird durch die Erfahrung 
aus früheren Konjunkturzyklen 
bestätigt, zu längerfristigen Ent­
wicklungsstörungen führen, die 
sowohl Preissteigerungen als 
auch außenwirtschaftliche Dis­
proportionalitäten oder Arbeits­
losigkeit zur Folge haben. Die 
eine oder andere Entwicklung ist 
allein davon abhängig, wie dem 
Symptom dieses Ungleichge­
wichts nachfolgend begegnet 
wird. Das Bemühen der Bundes­
bank, allein die globalen Nach­
frageströme zum Zeitpunkt der 
statistisch erkennbar geworde­
nen Preisbewegungen durch eine 
Erhöhung des Zinsniveaus ein­
zudämmen, ste llt nach mei­
ner Überzeugung ein derartiges 
Kurieren an den Symptomen 
dar, das längerfristig überhaupt 
keine Preisstabilität gewährlei­
sten kann. Selbst eine vorüber­
gehende kurzfristige Preisdämp­
fung ist mit dieser Politik nur 
bei Aufgabe der Vollbeschäfti­

gung denkbar. Die These, daß 
Arbeitslosigkeit nicht beabsich­
tig t sei, die Furcht vor einer 
möglichen Arbeitslosigkeit aber 
als Verhaltensstimulanz notwen­
dig wäre, gehört in das Kapitel 
politischer Pädagogik, über das 
nicht Geldtheoretiker, sondern 
ausgebildete Pädagogen einmal 
nachdenken sollten.

Falsdie Bundesbantcpolitik

Die im Aufschwung unbehin­
derten Nachfrageverzerrungen 
haben bisher regelmäßig erst in 
der nachfolgenden Hochkon­
junkturphase stärkere Preiswel­
len ausgelöst. Diese Preiswel­
len erklären sich aus der Tat­
sache, daß die gegebenen Wett­
bewerbsbedingungen bereits in 
der Aufschwungsphase nicht 
ausreichten, um die eintretenden 
Kostensenkungen in Preissen­
kungen umzusetzen. Die im In­
teresse eines längerfristigen 
Ausgleichs der Nachfrage- und 
Angebotsstruktur notwendige 
Korrektur der Einkommensver­
teilung ist daher zwangsläufig 
mit einer Wiedererhöhung der 
Produktionskosten bei gleichzei­
tiger Senkung der Gewinnmar­
gen verbunden. Diese Korrektur 
wird aber von den Unternehmen 
so lange verzögert, wie Kosten­
erhöhungen in Preiserhöhun­
gen überwälzt werden können, 
ohne daß Umsatzverluste ein­
treten, die eine noch drasti­
schere Gewinnschmälerung be­
fürchten lassen. Das Ausmaß 
der Preiserhöhungen, in der dem 
Aufschwung folgenden Periode 
ist dam it abhängig:
□  vom Grad der Einkommens­
verzerrung im Aufschwung und 
der damit notwendig geworde­
nen Entzerrung,

□  von der Begrenzung der 
Kostenüberwälzung durch die 
bestehenden nationalen und in­
ternationalen Wettbewerbsver­
hältnisse.

Die von der Bundesbank ver­
folgte Politik erscheint unter 
diesem Aspekt ebenso falsch
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wie 1966. Infolge der derzeitigen 
andersartigen internationalen 
Konstellation droht diese Politik 
allerdings nicht In gleicher Wei­
se gefährlich zu werden. Die 
anhaltend hohen Exportüber­
schüsse und der sich abflachen­
de Zinstrend im Ausland dürften 
unabhängig von der Bundes­
bankpolitik eine gerade noch 
ausreichende Liquiditätsversor­
gung zulassen. Gerade unter 
diesen Umständen könnte je ­
doch die Hochzinspolitik der 
Bundesbank m it ihrer Verteue­
rung der Kapitalkosten zu einer 
längerfristigen Zementierung des 
phasenbedingten Preisanstiegs 
beitragen.

Auslaufende Preiswelle

Es erscheint m ir andererseits 
plausibel, daß mit einer allmäh­
lichen Konjunkturabflachung, mit 
der Entzerrung der Einkom­
mensverteilung bei einer gleich­
zeitigen Verschärfung des inter­
nationalen Preiswettbewerbs 
sich die derzeitige Preiswelle 
in der zweiten Jahreshälfte ab­
schwächen wird. Die derzeitige 
Preiswelle dürfte von ihren na­
tionalen Ursachen her 1971 aus- 
laufen. Eine erneute Unterschrei- 
tung des internationalen Preis­
anstiegs hätte dann allerdings 
eine erneute Wechselkurskor­
rektur zur Voraussetzung.

Die Einkommensverteilung 
w ird in der Bundesrepublik 
nach einer zweimaligen über­
proportionalen Gewinnexplosion 
im Jahre 1970 erstmals eine Ent­
zerrung erfahren. Die sich ge­
genwärtig vollziehende Einkom­
mensentzerrung entspricht in 
ihren Proportionen sowohl der 
Z ielprojektion des DGB als auch 
dem Wirtschaftsbericht der Bun­
desregierung. Abweichungen be­
treffen infolge der höheren 
Preissteigerungen allein die no­
minalen Größen. Die Kaufkraft 
der Masseneinkommen wird 
aller Voraussicht nach zwei- bis 
dreimal stärker zunehmen als 
die Kaufkraft der Unternehmer.

Die damit verbundene Verlage­
rung der Nachfrageströme wird 
daher zu der erhofften Versteti­
gung ¡des künftigen Wachstums 
beitragen. Die konjunkturelle 
Entwicklung erscheint im Rah­
men dieser Normalisierung sehr 
viel besser als ihr Ruf.

Fehler der Vergangenheit

Die gegenwärtige Unsicher­
heit in der Konjunkturbeurtei­
lung kann allerdings zu einer 
Gefährdung der künftigen Ent­
wicklung beitragen, wenn sie 
Bundesregierung und Bundes­
bank veranlaßt, die bisherigen 
Bremsaktionen noch zu ver­
stärken, und wenn diese Ver­
stärkung zeitlich m it einer welt­
weiten internationalen Konjunk­
turabschwächung zusammenfällt. 
Diese vor allem fü r 1971 dro­
hende Gefahr ist bisher nicht 
gebannt. Zu bedauern, aber nicht 
mehr zu verhindern ist allein die 
Tatsache, daß sich die gegen­
wärtige Einkommensentzerrung 
bei sehr viel stärkeren Preis­
erhöhungen vollzieht, als dies 
notwendig gewesen wäre. Diese 
Reibungsverluste sind — das 
soll m it allem Nachdruck ge­
sagt werden — die Folge der 
geduldeten Gewinnexplosion, 
die der Verspätung und der zu 
schwachen Dosierung der Auf­
wertung und den im Aufschwung 
unterlassenen Wettbewerbs- und 
Abschreibungskorrekturen zuzu­
schreiben ist.

W ir können die Aufwertung 
des Vorjahres nicht mehr vor­
verlegen. Es erscheint im je tz i­
gen Zeitpunkt einer auslaufen­
den Konjunktur auch nicht mehr 
sinnvoll, die Aufwertung noch­
mals aufzustocken. W ir können 
die um 2 Jahre verzögerte Nor­
malisierung der Selbstfinanzie­
rung auch nicht stärker be­
schleunigen, als es jetzt ge­
schieht. Die Fehler der Vergan­
genheit sind nicht mehr repara­
bel. .

Um so w ichtiger ist es, neue 
Fehler- zu vermeiden, die die

künftige Entwicklung beeinträch­
tigen. Aus diesem Grunde haben 
die Gewerkschaften steuerpoliti­
sche Vorschläge abgelehnt, die 
darauf abzielten, die Wachs­
tumsrate der ausgabefähigen 
Masseneinkommen herabzu­
drücken. in dem Maße, wie die­
se Vorschläge die notwendige 
Entzerrung der Einkommensver­
teilung blockieren, würden sie 
zu einer langfristigen Instabilität 
beitragen und damit die Ziel­
setzungen des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes in Frage 
stellen.

IVieinungsklärung 
durch Konzertierte Aktion

Diese Auffassung steht im 
Gegensatz zu anderen Vorstel­
lungen, die der Preisstabilisie­
rung auch um den Preis der 
Konservierung bestehender Ein­
kommens- und Nachfragedispro­
portionen und damit unter Preis­
gabe der Vollbeschäftigung ab­
solute Priorität einräumen. Die 
Tatsache aber, daß beide Auf­
fassungen sich gleichzeitig auf 
das Stabilitätsgesetz berufen, 
läßt einen Widerspruch sichtbar 
werden, der ohne eine theoreti­
sche Abklärung durch keine Ge­
setzesformulierung überwunden 
werden kann. Die Tatsache, daß 
diese gegensätzlichen Auffas­
sungen im wissenschaftlichen 
Bereich bisher keine Klärung 
gefunden haben, kann weder 
dem Stabilitätsgesetz noch der 
Konzertierten Aktion zum Vor­
wurf gemacht werden. Gerade 
die Konzertierte Aktion kann 
die in sie gesetzten Erwartun­
gen nur erfüllen, wenn man da­
von ausgeht, daß bei allen Be­
te iligten über Zielsetzung und 
Maßnahmen völlige Übereinstim­
mung besteht. Aufgrund der ge­
gebenen Meinungsgegensätze 
kann die Konzertierte Aktion 
zur Zeit nicht mehr leisten, als 
durch Aufklärung und Informa­
tion zur Meinungsklärung beizu- 
tragen; das ist sicherlich weni­
ger, als viele erhoffen, aber mehr, 
als in den letzten Jahrzehnten 
geleistet wurde.
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